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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Martin 
Stümpfig, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gi-
sela Sengl, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Markus Gan-
serer, Rosi Steinberger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Anhörung zum möglichen Engpassmanagement im Stromnetz 
zwischen Bayern und Österreich 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Ver-
kehr, Energie und Technologie führt im Herbst 2016 eine Anhörung 
zum Thema „Konsequenzen eines möglichen Engpassmanagements 
im Stromnetz zwischen Bayern und Österreich“ durch. 

 

 

Begründung: 

Seit einigen Monaten mehren sich in der Diskussion um die gemein-
same Preiszone Deutschland/Österreich kritische Stimmen, die vor 
allem die hohen und zunehmenden Kosten kritisieren, um die Netz-
stabilität aufgrund hoher Stromexporte nach Österreich zu gewährleis-
ten. Diese erhöhten Kosten müssen von deutschen Stromkundinnen 
und Stromkunden getragen werden. Nun liegt konkret ein Vorschlag 
der Europäischen Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregu-
lierungsbehörden vor, die eine Aufspaltung des gemeinsamen 
deutsch-österreichischen Stromgebiets ins Gespräch bringen. Eine 
Trennung der vor Jahren zusammengeführten Strompreiszone hat 
möglicherweise spürbare Auswirkungen auf die deutsche Stromer-
zeugung im Bereich der Kohle und der erneuerbaren Energien, bei 
den Strompreisen, bei der Rentabilität von Pumpspeicherkraftwerken 
etc. An der Anhörung sollten daher neben Vertreterinnen und Vertre-
ter der Wissenschaft unter anderem auch die Übertragungsnetzbe-
treiber, der Verband der bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft 
e.V. (VBEW), die Bundesnetzagentur, der Bundesverband der Erneu-
erbaren Energien sowie Umwelt- und Verbraucherschutzverbände 
beteiligt werden. 

 


